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Vorbemerkungen 
 
Die Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1996 über den Zugang zum Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers im 
innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sons-
tigen Befähigungsnachweise für die Beförderung von Gütern und die Beförderung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen 
zur Förderung der tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit der betreffenden Verkehrsunternehmer (ABl. EG 1996 L 124 
S. 1), zuletzt geändert durch Richtlinie 2006/103/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. EU 2006 L 363 S. 344) – nachfolgend kurz 
"EG-Berufszugangs-Richtlinie" genannt –, gibt in ihrem Anhang I die Prüfungssachgebiete der Fachkundeprüfung nach der Berufszugangs-
verordnung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV) vor. 
 
Der nachfolgende Orientierungsrahmen stellt eine Konkretisierung der in der EG-Berufszugangs-Richtlinie vorgegebenen Prüfungsinhalte 
unter Beibehaltung der bewährten Struktur der bis 31.12.2000 geltenden Sachgebietsliste [Anlage 1 zu § 3 Berufszugangs-Verordnung 
PBefG vom 9. April 1991 (BGBl. I S. 896)] dar. Die in der EG-Richtlinie allgemein formulierten Prüfungsinhalte werden an die Begrifflichkei-
ten der deutschen Rechtssprache angepasst. Zur Orientierung sind die Gliederungsnummern des Anhangs I der Richtlinie 96/26/EG in 
Klammern und in Kursivschrift angegeben. 
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1. Recht   

1.1 Personenbeförderungsrecht 
(F.1, F.6, F.7) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die Regelungen für den gewerblichen Straßenpersonenver-
kehr, den Einsatz von Mietfahrzeugen, die Vergabe von Auf-
trägen an Subunternehmer, insbesondere die Vorschriften für 
die Ordnung des Gewerbes, den Zugang zum Beruf sowie ü-
ber Kontrollen und die Ahndung von Zuwiderhandlungen ken-
nen;  

- die Regelungen für die Ordnung der Personenverkehrsmärkte 
kennen;  

- die Regeln kennen, die für die Einrichtung von Verkehrsdiens-
ten zu beachten sind und Verkehrspläne aufstellen können. 

Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 

Berufszugangsverordnung für den Straßen-
personenverkehr (PBZugV) 

Verordnung über den Betrieb von Kraftfahr-
unternehmen im Personenverkehr (BOKraft) 

Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
PBefG 

Freistellungsverordnung zum PBefG 

1.2 Gewerberecht (Grundzüge) 
(F.2) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die allgemeinen Regelungen für die Gründung eines Straßenver-
kehrsunternehmens kennen 

Gewerbeordnung (GewO) 

1.3 Straßenverkehrsrecht 
(H.1) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die erforderlichen Qualifikationen des Fahrpersonals kennen 
(Fahrerlaubnis, Führerschein, ärztliche Bescheinigungen, Fahrer-
laubnis zur Fahrgastbeförderung usw.) 

Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

StVG, StVO, StVZO 
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1.4 Arbeitsrecht 
(C.1, C.3, C.4) 

Der Bewerber muss insbesondere kennen 

- die Aufgabe und Arbeitsweise derjenigen, die im Straßenper-
sonenverkehrsgewerbe zur Wahrung der Arbeitnehmerinteres-
sen tätig sind (Gewerkschaften, Betriebsräte, Personalvertre-
ter, Arbeitsinspektoren usw.),  

- die Regeln für Arbeitsverträge der einzelnen Arbeitnehmer-
gruppen von Straßenpersonenverkehrsunternehmen (Form der 
Verträge, Verpflichtungen der Vertragsparteien, Arbeitsbedin-
gungen und -dauer, bezahlter Jahresurlaub, Arbeitsentgelt, 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses usw.), 

- die Lenk- und Ruhezeiten des Fahrpersonals betreffenden 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (EG-
Sozialvorschriften), der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 (Kon-
trollgerät im Straßenverkehr) und die Maßnahmen zur prakti-
schen Durchführung dieser Vorschriften. 

Individuelles Arbeitsvertragsrecht 

[u.a. BGB, Nachweisgesetz, Bundesur-
laubsgesetz , Entgeltfortzahlungsgesetz, 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG), Kündigungsschutzgesetz, Mutter-
schutzgesetz, SGB IX, Arbeitsplatzschutz-
gesetz, Jugendarbeitsschutzgesetz, Arbeits-
schutzgesetz, Arbeitszeitgesetz (u.a. § 21a 
ArbZG), Teilzeit- und Befristungsgesetz] 

Kollektives Arbeitsrecht 

(u.a. Tarifvertragsgesetz, Betriebsverfas-
sungsgesetz) 

Arbeitssicherheitsgesetz 

Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

[Verordnung (EG) Nr. 561/2006, Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85, Fahrpersonalgesetz 
(FPersG), Fahrpersonalverordnung 
(FPersV), AETR] 

1.5 Sozialversicherungsrecht 
(C.2) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die sozialversicherungsrechtlichen Verpflichtungen des Arbeitge-
bers kennen. 

Bücher des Sozialgesetzbuches 

Beitragsverfahrensverordnung – BVV 

Datenerfassungs- und –übermittlungs-
verordnung (DEÜV) 

1.6 Bürgerliches Recht 
(A.1, A.2) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die wichtigsten Vertragsarten, die im Straßenpersonenver-
kehrsgewerbe üblich sind, sowie die sich daraus ergebenden 
Rechte und Pflichten kennen, 

- in der Lage sein, einen Beförderungsvertrag auszuhandeln. 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

insbesondere Reisevertragsrecht (§ 651 a 
ff.), Vertragsarten wie Kauf-, Miet-, Pacht- 
und Darlehensverträge 

Verordnung über die Allgemeinen Beförde-
rungsbedingungen für den Straßenbahn- 
und Obusverkehr sowie den Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen (VO Allg Bef Bed) 
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1.7 Handelsrecht 
(B.1, B.2) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die Bedingungen und Formalitäten für die Ausübung des Be-
rufs und die allgemeinen Verpflichtungen der Kaufleute (Ein-
tragung, Geschäftsbücher usw.) sowie die Insolvenzfolgen 
kennen,  

- ausreichende Kenntnisse der Rechtsformen von Handelsge-
sellschaften sowie die Vorschriften zur Gründung und Führung 
dieser Gesellschaften besitzen. 

Das Recht der Kaufleute nach dem HGB 

Grundzüge des GmbH-Gesetzes und des 
Aktiengesetzes 

Insolvenzordnung (InsO) 

Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung 
(EGInsO) 

Gesellschaftsrecht nach dem HGB und BGB 

1.8 Steuerrecht 
(D.1, D.2, D.4, E.15) 

Der Bewerber muss insbesondere die Vorschriften für 

- die Umsatzsteuer auf Verkehrsleistungen (u.a. die Regeln für 
die Ausstellung von Rechnungen für Personenkraftverkehrsun-
ternehmen),  

- die Kraftfahrzeugsteuern,  

- die Einkommenssteuern 

kennen und 

- Rechnungen für Personenverkehrsleistungen ausstellen kön-
nen 

Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) 

Kraftfahrzeugsteuer-
Durchführungsverordnung (KraftStDV) 

Einkommensteuergesetz (EStG) 

Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung (EStDV) 

Umsatzsteuergesetz (UStG) 

Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 
(UStDV) 

Umsatzsteuer-Richtlinien (UStR) 
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2. Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens  

2.1 Zahlungsverkehr und  
 Finanzierung 

(E.1, E.2, E.5, E.6) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die rechtlichen und praktischen Bestimmungen für die Ver-
wendung von Schecks, Wechseln, Eigenwechseln, Kreditkar-
ten und anderen Zahlungsmitteln und -verfahren kennen,  

- die verschiedenen Kreditformen (Bankkredite, Dokumenten-
kredite, Kautionen, Hypotheken, Leasing, Miete, Factoring 
usw.) sowie die damit verbundenen Kosten und Verpflichtun-
gen kennen,  

- die Finanz- und Rentabilitätslage des Unternehmens insbe-
sondere auf Grund von Finanzkennziffern analysieren können; 

- ein Budget ausarbeiten können. 

Scheckarten, Kreditkartensysteme, Wech-
selschuldner, Wechselgläubiger, die Arten 
der Lastschriftverfahren, Überweisung, 

verschiedene Finanzierungsarten (Eigen- 
und Fremdfinanzierung), Darlehensarten, 
Kreditsicherung 

Finanzplanung und -analyse 

Investitionsplanung und -analyse 

 

2.2 Kostenrechnung 
(E.7) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die Kostenbestandteile (fixe Kosten, variable Kosten, Betriebskos-
ten, Abschreibungen usw.) kennen und je Fahrzeug, Kilometer 
oder Fahrt berechnen können. 

Kostenrechnungssysteme, Kostenarten-, 
Kostenstellen-, Kostenträger-, Deckungsbei-
tragsrechnung, Kosten- und Angebotskalku-
lation. 

2.3 Beförderungspreise und 
 -bedingungen 

(E.14, A.5) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die Regeln für die Tarife und die Preisbildung im öffentlichen 
und im privaten Personenverkehr anwenden können;  

- eine Reklamation über Schäden, die den Fahrgästen bei ei-
nem Unfall während der Beförderung zugefügt werden, oder 
über Schäden auf Grund von Verspätungen sowie die Auswir-
kungen dieser Reklamation auf seine vertragliche Haftung ana-
lysieren können. 

PBefG, BGB, HGB 
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2.4 Beförderungsdokumente 
(F.3) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die Schriftstücke für die Erbringung von Personenverkehrsleis-
tungen kennen, 

- Kontrollverfahren schaffen können, um sicherzustellen, dass 
zu jeder Beförderung ordnungsmäßige Schriftstücke insbeson-
dere über das Fahrzeug, den Fahrer und das Gepäck im Un-
ternehmen aufbewahrt und im Fahrzeug mitgeführt werden. 

fahrerbezogene, fahrzeugbezogene, unter-
nehmerbezogene Begleitpapiere 

Beförderungsdokumente 

2.5 Buchführung 
(B.1, E.3, E.4) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die allgemeinen Verpflichtungen der Kaufleute bzgl. Führung 
von Geschäftsbüchern, Aufbewahrungsfristen usw. kennen 

- wissen, was eine Bilanz ist, wie sie aussieht, und sie verstehen 
können; 

- ein Betriebsergebnis lesen und verstehen können. 

§ 238 HGB, §§ 140 – 141 AO, § 22 UStG,  
§ 4 Abs. 3 EStG 

u.a. Inventur, Inventar, Bilanzgliederung, 
Ansatz- und Bewertungsvorschriften, Ab-
schreibung, Grundbuch, Hauptbuch, Kas-
senbuch, Kontenführung, Bilanzanalyse, 
Aufbewahrungspflichten, Einnahmenüber-
schussrechnung 

2.6 Versicherungswesen 
(E.10) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die im Straßenpersonenverkehr vorgeschriebenen Versicherungen 
(vor allem Kraftfahrzeughaftungspflichtversicherung, gesetzliche 
Unfallversicherung) mit ihrem Versicherungsschutz und ihren Ver-
pflichtungen kennen 

Haftpflichtversicherungen (u.a. Kfz.-
Haftpflicht, Betriebshaftpflicht) 

Rechtsschutzversicherungen (Verkehrs-, 
Betriebs-, Privatrechtsschutz) 

Sachversicherungen (u.a. Fahrzeug-, Be-
triebsschaden-, Gebäude-, Einrichtungsver-
sicherungen) 

Persönliche Versicherungen (u.a. Alter, 
Krankheit, Pflege) 
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2.7 Betriebsführung von Straßen-
 personenverkehrsunternehmen 

(E.8) 

Der Bewerber muss insbesondere 

einen Stellenplan für das gesamte Personal des Unternehmens 
sowie Arbeitspläne usw. aufstellen können. 

Grundsätze der Betriebsorganisation, Ab-
lauf- und Aufbauorganisation 

2.8 Marketing 

(E.9) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die Grundlagen der Marktforschung und die wichtigsten Marketing-
instrumente (Produkt-, Preis-, Distributions- und Kommunikations-
politik) kennen. 

Planungs-, Koordinations- und Kontrollin-
strumente 

3. Technische Normen und technischer Betrieb  

3.1 Zulassung und Betrieb der Fahr-
 zeuge 

(G.2, G.3) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- je nach Bedarf des Unternehmens die Fahrzeuge und ihre 
Bauteile (Fahrgestell, Motor, Getriebe, Bremsanlage usw.) 
auswählen können,  

- die Formalitäten für die Erteilung der Betriebserlaubnis und die 
Zulassung dieser Fahrzeuge kennen. 

§§ 16, 19, 20, 21 StVZO 

Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

3.2 Instandhaltung und Unter- 
 suchung der Fahrzeuge 

(G.5, G.3) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- Pläne für die regelmäßige Wartung der Fahrzeuge und ihre 
Ausrüstung aufstellen können;  

- die Vorschriften für die technische Überwachung dieser Fahr-
zeuge kennen. 

§§ 29, 47a StVZO 

Berufsgenossenschaftliche Vorschriften und 
Informationen (u.a. BGI-Nr. 550 und BGG 
915) 

Hauptuntersuchung, Sicherheitsprüfung, 
Abgasuntersuchung, Untersuchungsfristen, 
Nachweisformen, 

Wartungspläne 

3.3 Fahrzeuggewichte und 
 Abmessungen 

(G.1) 

Der Bewerber muss insbesondere 

die Regeln für die Gewichte und Abmessungen der Fahrzeuge in 
den Mitgliedstaaten kennen. 

§ 34 StVZO (Achslast und Gesamtgewicht)  

§ 32 StVZO (Abmessung von Fahrzeugen 
und Fahrzeugkombinationen) 
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3.4 Grundregeln des Umwelt- 
 schutzes bei der Verwendung 
 und Wartung der Fahrzeuge 

(G.4) 

Der Bewerber muss 

- insbesondere die Grundregeln des Umweltschutzes bei der 
Verwendung und Wartung der Fahrzeuge kennen, 

- Maßnahmen gegen Luftverschmutzung durch Abgase der 
Kraftfahrzeuge und gegen Lärmbelästigung treffen können. 

§ 47 StVZO (Abgase) 

§ 47a StVZO (Abgasuntersuchung) 

Wasserhaushaltsgesetz 

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 

Altölverordnung 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
und hierzu erlassene, verkehrsrelevante 
Verordnungen (u.a. 22. BImSchV,  
35. BImSchV) 

3.5 Telematik 
(E.11) 

Der Bewerber muss 

in Grundzügen die Telematikanwendungen im Straßenverkehr 
kennen 

Telefon, Fax, EDV-Anwendungen, Touren-
planung 

4. Straßenverkehrssicherheit   

4.1 Unfallverhütung und Maßnah-
 men, die bei Unfällen zu 
 ergreifen sind 

(H.4) 

Der Bewerber muss insbesondere 

in der Lage sein, Maßnahmen für das Verhalten bei Unfällen aus-
zuarbeiten und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Wie-
derholung von Unfällen und schweren Verstößen zu vermeiden. 

StVO, StVZO 

Unfallverhütungsvorschriften der Berufsge-
nossenschaft für Fahrzeughaltungen, u.a. 
UVV "Fahrzeuge" (BGV D 29), „Grundsätze 
der Prävention“ (BGV A 1) 

4.2 Verkehrssicherheit 
(H.3) 

Der Bewerber muss insbesondere 

Anweisungen an die Fahrer zur Überprüfung der Sicherheitsvor-
schriften für den Zustand der Fahrzeuge und der Ausrüstung sowie 
für sicherheitsbewusstes Fahren ausarbeiten können. 

StVO, StVZO 

BGG-Nr. 915 "Prüfung von Fahrzeugen 
durch Fahrpersonal", straßenverkehrsrecht-
liche Vorschriften zu besonderen Gefahren 
(Verkehrszeichen), Bremsen von Fahrzeu-
gen 
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5. Grenzüberschreitender Straßenpersonenverkehr  

5.1 Grundzüge der Bestimmungen, 
 die für den Straßenpersonen-
 verkehr zwischen den Mitglied-
 staaten der Europäischen Union 
 und Vertragsstaaten des Ab-
 kommens über den Europäi-
 schen Wirtschaftsraum sowie 
 zwischen diesen und Drittlän-
 dern gelten 

(F.1) 

Der Bewerber muss insbesondere 

- die Genehmigungen zum inner- und außergemeinschaftlichen 
gewerblichen Straßenpersonenverkehr und  

- die Regeln der einschlägigen internationalen Abkommen ken-
nen 

Übereinkommen über die Personenbeförde-
rung im grenzüberschreitenden Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen (ASOR) 

Interbus-Übereinkommen über die Perso-
nenbeförderung im grenzüberschreitenden 
Gelegenheitsverkehr mit Omnibussen 

Verordnung (EWG) Nr. 684/92 zur Einfüh-
rung gemeinsamer Regeln für den grenz-
überschreitenden Personenverkehr mit 
Kraftomnibussen 

Verordnung (EG) Nr. 2121/98 hinsichtlich 
der Beförderungsdokumente für den Perso-
nenverkehr mit Kraftomnibussen 

Verordnung (EG) Nr. 12/98 über die Bedin-
gungen für die Zulassung von Verkehrsun-
ternehmen zum Personenkraftverkehr inner-
halb eines Mitgliedstaates, in dem sie nicht 
ansässig sind. 

5.2 Grundzüge der Verkehrsregeln 
 in den Nachbarstaaten, insbe-
 sondere in den Mitgliedstaaten 
 der Europäischen Union 

(H.2) 

Der Bewerber muss insbesondere 

in der Lage sein sicherzustellen, dass die Fahrer die Regeln, die 
Verbote und die Verkehrsbeschränkungen in den einzelnen Mit-
gliedstaaten (Geschwindigkeitsbegrenzungen, Vorfahrtsrechte, 
Halten und Parken, Scheinwerfer und Leuchten, Straßenverkehrs-
zeichen usw.) einhalten. 

 

5.3. Grundkenntnisse der Straßen-
 geografie der Mitgliedstaaten 

(H.5) 

Der Bewerber muss 

Grundkenntnisse der Straßengeografie der Mitgliedstaaten haben. 
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